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Nutzer des Alten Sportamts lehnen Vertragsänderung ab
Keine Zusatzvereinbarung zum Ausschluss extremistisch eingestufter Gruppen – Behörde verneint weiteren Handlungsbedarf

Bremen. Der Verein „Klapstul“, seit 2017 miet-
freier Nutzer des Alten Sportamtes, lehnt Än-
derungen im Leihvertrag für das Gebäude ab.
„Wir werden uns auch in Zukunft nicht vor-
schreiben lassen, welche Gruppen oder an-
dere Zusammenhänge die Räumlichkeiten im
Alten Sportamt nutzen werden“, schreibt der
Verein. Das Alte Sportamt werde weiterhin
ein Ort sein, an dem Menschen sich frei von
Kontrolle selbst organisieren könnten. „Wir
lassen uns nicht spalten oder einschüchtern.“
Für Immobilien Bremen und das Finanzres-
sort ist die Angelegenheit damit erledigt.

Vor drei Jahren hat die Stadt dem Verein das
baufällige Gebäude in der Pauliner Marsch
per Leihvertrag mietfrei überlassen. Der
nutzt es seither für Konzerte, Partys oder
Workshops des linksalternativen Spektrums.
Im jüngsten Verfassungsschutzbericht ist al-
lerdings auch von einer anderen Nutzung die
Rede. Demnach diente die Immobilie mehr-
fach zur Vorbereitung linksextremistischer
Aktionen. Die Innenbehörde spricht von
einem „unheilvollen Zusammenhang zuneh-
mender Gewalttaten aus dem linksextremis-
tischen Milieu und die Nähe der Nutzer des
Alten Sportamtes zu diesem Spektrum“. Man
erwäge deshalb eine Anpassung der vertrag-
lichen Bedingungen, hieß es im August in
einer Antwort des Senats auf eine Anfrage
der CDU.

Tatsächlich hat es inzwischen entspre-
chende Kontakte gegeben. Am 17. August

habe man erfahren, dass die verantwortlichen
Behörden eine Ergänzung des Vertrages er-
wirken wollten, berichtet Klapstul. Dabei sei
es um einen Zusatz gegangen, der besagt,
dass „die Überlassung des Leihobjekts an
vom Verfassungsschutz als extremistisch ein-
gestufte Gruppierungen nicht gestattet ist“.

Diesen Zusatz habe man gegenüber Immo-
bilien Bremen abgelehnt. „Wir werden wei-
terhin für eine solidarische, herrschaftsfreie
Gesellschaft kämpfen“, betont der Verein und
solidarisiert sich ausdrücklich mit allen
gleichgesinnten Gruppen, Initiativen, Projek-
ten und sonstigen Zusammenhängen. „So-
lange diese Demokratie auf Ausbeutung,

Krieg und Unterdrückung basiert, wird es le-
gitimen Widerstand dagegen geben und ge-
ben müssen.“ Den Vorwurf, Linksextremisten
eine Bühne zu bieten, weist der Verein zurück.
Hier werde zum wiederholten Male versucht,
„linksradikale und emanzipatorische Struk-
turen und Projekte zu diffamieren und zu kri-
minalisieren“.

Immobilien Bremen habe diese Entschei-
dung zur Kenntnis genommen, und es habe
daraufhin keine weiteren Reaktionen seitens
der Stadt gegeben. Aus Sicht des Vereins ist
der Sachverhalt damit „für beide Seiten ge-
klärt“. Peter Schulz, Sprecher von Immobilien
Bremen, bestätigt dies. Man habe gegenüber

Vereinsvertretern den Wunsch geäußert, den
zitierten Passus mit in den Leihvertrag auf-
zunehmen. „Das hat der Verein grundsätzlich
abgelehnt.“ Für Immobilien Bremen als Ver-
walterin des Objekts sei das Thema damit ab-
geschlossen. „Wir sind der Aufforderung
nachgekommen, an den Verein heranzutre-
ten und haben die Informationen an die se-
natorische Dienststelle weitergegeben.“

Gemeint ist damit die Finanzbehörde, in
deren Zuständigkeit die Vermietung städti-
scher Immobilien fällt. Auch dort sieht man
derzeit keinen weiteren Handlungsbedarf,
wie Simon Hammann, persönlicher Referent
von Finanzsenator Dietmar Strehl (Grüne),
auf Anfrage des WESER-KURIER mitteilt. In
dem mit den Vereinsvertretern geführten Ge-
spräch sei es vor allem darum gegangen, da-
rauf hinzuweisen, „dass wir neben all den un-
problematischen Aktivitäten im Alten Sport-
amt auch die Hinweise des Verfassungsschut-
zes wahrgenommen haben und dies deutlich
machen wollten“.

Sachstand sei aber, dass es keine strafrele-
vanten Ermittlungen im Umfeld des Alten
Sportamts gibt und alle Vertragsvereinbarun-
gen eingehalten werden. „Somit ist für Im-
mobilien Bremen keine darüber hinausge-
hende Intervention angezeigt“, so Hammann,
der zur Haltung des Finanzressorts in dieser
Frage auf einen Senatsbeschluss vom 25. Au-
gust verweist: „Der Senat wird die Entwick-
lung weiterhin äußerst kritisch beobachten
und lehnt jede Form der Unterstützung ge-
waltorientierter Aktivitäten entschieden ab.“

Der Leihvertrag zur
Nutzung des Alten
Sportamts in der
Pauliner Marsch
bleibt, wie er ist.
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Bremen. Die neue Umsteigeanlage am Stra-
ßenbahn-Endhaltepunkt Gröpelingen wird
deutlich teurer, als es die Fachleute der Bau-
behörde vor zwei Jahren veranschlagt hatten.
Statt 16,7 Millionen Euro wird das Haus von
Senatorin Maike Schaefer (Grüne) nun wohl
20,7 Millionen Euro für das Projekt hinblät-
tern müssen. Das geht aus internen Unterla-
gen hervor, die dem WESER-KURIER vorlie-
gen. Die Baubehörde räumt darin ein, die jähr-
liche Kostensteigerung bis zum Realisierungs-
zeitpunkt im Jahr 2021 zu gering angesetzt zu
haben. Dass die vermutete und die tatsächli-
che Teuerung jedoch so stark auseinanderfal-
len, wie jetzt deutlich wird, sei bei der Planung
der Bauleistungen „nicht zu erwarten“ gewe-
sen.

Der Umbau der „Drehscheibe Gröpelingen“
geht auf einen Senatsbeschluss aus dem Jahr
2015 zurück. Damals wurden die Weichen für
die Beschaffung von 77 neuen Straßenbahnen
gestellt, was in der Konsequenz auch eine Um-
gestaltung des Endhaltepunkts mitsamt sei-
ner Infrastruktur erforderlich macht. Stadt
und Bremer Straßenbahn vereinbarten eine
Aufgabenteilung: Für den Neubau des eigent-
lichen Betriebshofs zeichnet die BSAG verant-
wortlich, während die Stadt die Halte- und
Umsteigeanlage sowie die angrenzenden öf-
fentlichen Verkehrsflächen erneuert.

2018 machten sich die Projektplaner des
Bauressorts an die Kostenberechnung. Als
Grundlage diente eine Entwurfsplanung. Kal-
kuliert wurde mit einer Kostensteigerung von

jährlich zwei Prozent bis 2021. Die reale Bau-
preissteigerung zwischen 2018 und 2020 liegt
jedoch bereits bei insgesamt elf Prozent und
wird bis 2021 laut dem Behördenpapier wohl
auf rund 18 Prozent klettern. Außerdem seien
gegenüber dem Planungsstand von 2018 „zu-
sätzliche Erkenntnisse“ in die Ausschreibung
eingeflossen. So wisse man inzwischen, dass
„für die Baumaßnahme diverse und vielfälti-
gere Absperrzustände“ notwendig sind. „Die-
ses spiegelt sich auch in überdurchschnittlich
hohen Bausstelleneinrichtungskosten wider“,
heißt es in der Vorlage. Ein weiterer Kosten-
treiber sei die Kleinteiligkeit der Bauab-
schnitte. Daraus resultiert ein erhöhter Koor-
dinierungsaufwand, den die Baufirmen in
ihren Kalkulationen mit entsprechenden Auf-
schlägen berücksichtigen.

Gibt es eine Möglichkeit, den Kostensprung
noch zu dämpfen, etwa durch Abstriche am
Bauprogramm? Nein, sagt das Bauressort. Da
die neuen Straßenbahnen nach und nach in
Dienst gestellt werden, sei eine Realisierung
des Projektes bis Ende 2022 zwingend. Ein Ver-
zicht auf Teile der geplanten Umbaumaßnah-
men komme nicht infrage. Von der Europäi-
schen Union gibt es nämlich einen Förderbe-
scheid für die Verbesserung des städtebauli-
chen Umfeldes des Straßenbahn-Endhalte-
punktes. Würde anders gebaut, als gegenüber
der EU angegeben, könnte dies die Fördermit-
tel nachträglich gefährden.

Der WESER-KURIER bemühte sich am Mitt-
woch bei der Baubehörde um Aufklärung.
Weshalb hat man 2018 bei der Schätzung der
Kostenentwicklung bis 2021 so sehr daneben
gelegen? Auf diese Frage ging der Sprecher
des Amtes für Straßen und Verkehr, Martin
Stellmann, inhaltlich nicht ein. In seiner
schriftlichen Antwort wiederholte er lediglich
die Feststellung aus dem Behördenpapier,
dass „eine Preisentwicklung in dieser Größen-
ordnung zum Zeitpunkt der damaligen Kos-
tenentwicklung nicht zu erwarten war“.

Daten des Statistischen Bundesamtes legen
allerdings einen anderen Schluss nahe. Auf
der Website der Behörde lässt sich die Ent-
wicklung der Baupreise zwischen Mai 2017
und Mai 2020 ablesen, aufgeschlüsselt nach

einzelnen Sparten. Im Tiefbau, um den es bei
dem Gröpelinger Projekt im Wesentlichen
geht, lagen die Teuerungsraten seit 2017 nie
bei zwei Prozent. Der niedrigste Wert im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat war im Mai 2017
mit 3,7 Prozent erreicht, zeitweise lag er auch
deutlich darüber.

Der Bauunternehmer und frühere Präses der
Bremer Handwerkskammer, Jan-Gerd Kröger,
findet die Kalkulation der Baubehörde „min-
destens blauäugig“. So habe es 2018 – also zum
Zeitpunkt der Kostenberechnung – im Bauge-
werbe eine Tariferhöhung für zwei Jahre in
Höhe von gut sechs Prozent gegeben. „Diesen
Faktor hätte man ja mindestens berücksichti-
gen müssen“, von der Teuerung bei den Bau-
stoffen ganz zu schweigen, findet Kröger.

Kostensprung bei Bauprojekt
Vier Millionen Euro mehr für Straßenbahn-Endhaltepunkt Gröpelingen
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„Die Kalkulation
der Baubehörde

war mindestens blauäugig.“
Bauunternehmer Jan-Gerd Kröger

Mit vorbereitenden Maßnahmen für den Neubau des Straßenbahn-Endhaltepunktes Gröpelingen
ist bereits vor einigen Monaten begonnen worden. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

Altes Bauwerk wird ersetzt

Bremen. Die Menschen in und um Borgfeld
werden einen langen Atem brauchen. Die
rund 90 Jahre alte Flutbrücke, die Bremen in
Borgfeld mit Lilienthal und dem übrigen Um-
land verbindet, muss ersetzt werden. Zwei
Jahre lang sollen Abriss und Neubau brau-
chen, im Spätsommer 2022 soll die neue Flut-
brücke freigegeben werden. Von Montag an
werden Pendler spüren können, was das in
den kommenden Jahren für sie bedeutet.
Denn ab Sonntagabend wird die Brücke ge-
sperrt und der Autoverkehr über die unmit-
telbar benachbarte Straßenbahnbrücke um-
geleitet.

Anwohner und Ortspolitiker hat das längst
in Unruhe versetzt. Sowohl in Borgfeld als
auch auf der anderen Seite der Flutbrücke, in
Lilienthal, befürchten sie, dass sich Autofah-
rer Schleichwege suchen und durch die Wohn-
quartiere fahren werden, um möglichen Staus
vor der Brücke zu entgehen. Denn enger wird
es auf jeden Fall: Immer dann, wenn die Linie
4 von oder nach Lilienthal über die erst vor ei-
nigen Jahren im Zuge der Straßenbahnverlän-
gerung entstandene Brücke fährt, werden
Autofahrer warten müssen. Die Brücke ist im
Nordosten Bremen eine der zentralen Verbin-
dungen der Hansestadt mit den benachbarten
Landkreisen. Rund 20000 Fahrzeuge rollen
täglich über das Bauwerk.

Senatorin sagt Prüfung zu
Forderungen aus der Borgfelder Ortspolitik
nach einem gemeinsamen Verkehrskonzept,
das den Verkehr aus Grasberg, Worpswede,
Tarmstedt oder Lilienthal weiträumig um
Borgfeld herumführt, haben das Bremer Ver-
kehrsressort und das Amt für Straßen und Ver-
kehr (ASV) in den vergangenen Monaten
mehrfach zurückgewiesen. Beim ASV geht
man davon aus, dass Behinderungen nicht zu
vermeiden sein werden, der Verkehr mit an-
gepassten Ampelschaltungen aber ausrei-
chend gut fließen wird. Nach Kritik aus dem
Ortsteil hat Verkehrssenatorin Maike Schae-
fer (Grüne) zugesichert, die Situation schon
bald nach der Sperrung der Brücke an diesem
Sonntag überprüfen zu lassen.

Die Vorarbeiten hat das ASV längst erledi-
gen lassen. Schon im Winter waren etliche
Bäume gefällt worden, um neben der Brücke
eine Baustraße einrichten zu können, von der
aus die Brücke abgerissen werden soll. Die
Bäume sollen nach Fertigstellung des Neubaus
ersetzt werden. In der Bremer Landesregie-
rung rechnet man bislang mit Gesamtkosten
von 6,4 Millionen Euro für das Großprojekt.

Nutzer der Straßenbahnlinie 4 werden an
diesem Wochenende übrigens in Borgfeld um-
steigen müssen. Wegen der Arbeiten zur so-
genannten Verkehrsverlegung auf die Nach-
barbrücke fahren zwischen Borgfeld und der
Endhaltestelle in Lilienthal zwischen Sonn-
abend, 8 Uhr, und Sonntag, 18 Uhr, Ersatz-
busse.

Flutbrücke
ab Sonntag gesperrt
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Bausenatorin Maike Schaefer (Grüne) vor der
Flutbrücke in Borgfeld. FOTO: JASPERSEN/DPA

LOTTOQUOTEN
Lotto am Mittwoch: Klasse 1: unbesetzt, Jackpot
8 55510 684,20 Euro; Klasse 2: 872 108,30 Euro;
Klasse 3: 9690,00 Euro; Klasse 4: 3007,20 Euro;
Klasse 5: 188,70 Euro; Klasse 6: 42,00 Euro; Klasse
7: 19,80 Euro; Klasse 8: 10,40 Euro; Klasse 9: 5,00
Euro.
„Spiel 77“ am Mittwoch: Klasse 1 „Super 7“:
277 777,00 Euro; Klasse 2: 77 777 Euro; Klasse 3:
7777 Euro; Klasse 4: 777 Euro; Klasse 5: 77 Euro;
Klasse 6: 17 Euro; Klasse 7: 5 Euro.
„Super 6“ am Mittwoch: Klasse 1: 100 000 Euro;
Klasse 2: 6666 Euro; Klasse 3: 666 Euro; Klasse
4: 66 Euro; Klasse 5: 6 Euro; Klasse 6: 2,50 Euro
(ohne Gewähr).

Bremen. Im Schriefersweg in Woltmershau-
sen sind am Mittwochabend zwei Männer hef-
tig aneinandergeraten. Ein 50-jähriger An-
wohner hatte versucht, einen Rollerfahrer zu
stoppen, der ohne Kennzeichen und nach sei-
ner Aussage viel zu schnell und zu laut die
Straße hoch und runter fuhr. Dabei prallte der
50-Jährige mit dem Fahrer zusammen und fiel
zu Boden. Als der Anwohner sich wieder auf-
rappelte, versuchte er laut Polizei, den Roller-
fahrer vom Fahrzeug zu ziehen. Der schlug
daraufhin mit seinem Helm zu. Der 50-Jährige
konnte ausweichen und wollte den Angreifer
erneut festhalten. Der Rollerfahrer antwor-
tete mit einem Schlag mit seinem Ketten-
schloss. Dabei wurde der Anwohner leicht am
Kopf verletzt. Die Auseinandersetzung ging
mit einer Rangelei am Boden weiter. Als die
Frau des Anwohners dazu kam, flüchtete der
Rollerfahrer ohne sein Fahrzeug. Er soll circa
25 Jahre alt sein, hatte einen Drei-Tage-Bart,
kurze schwarze Haare und trug dunkle Klei-
dung. Die Polizei fragt, wer im Schriefersweg
einen Mann auf einem dunklen Roller ohne
Kennzeichen beobachtet hat und bittet um
Hinweise an den Kriminaldauerdienst der
Polizei unter Telefon 0421/3623888.

Anwohner und Rollerfahrer
geraten aneinander

ZU SCHNELL UND ZU LAUT

HPP

Bremen. Im Amt für Straßen und Verkehr
(ASV) gibt es personelle Änderungen. Spre-
cher Martin Stellmann wird das Haus verlas-
sen. Der 52-jährige gelernte Bauingenieur
wechselt nach 18 Jahren zur neu gegründeten
Autobahngesellschaft des Bundes in der Nie-
derlassung Oldenburg. Dort wird er Ge-
schäftsbereichsleiter für Bau und Erhaltung
der Bundesautobahnen im Nordwesten. Stell-
mann war Projektleiter für die A 281, führte
die Stabsstelle der Amtsleitung und war Spre-
cher des Hauses. Er war zudem Ansprechpart-
ner für Anwohneranliegen und die Beiräte.
Seine Stelle ist noch nicht wieder besetzt.

Sprecher Stellmann
wechselt nach Oldenburg

AMT FÜR STRASSEN UND VERKEHR

PAF

Zeitplan für Landesstelle steht

Bremen. Bis Ende des Jahres soll das finale
Konzept für die neue Landesantidiskriminie-
rungsstelle (LADS) stehen, im kommenden
Jahr soll sie dann ihre Arbeit aufnehmen. Am
Donnerstag hat die Sozialdeputation den so-
genannten Zeit-Maßnahmen-Katalog von Se-
natorin Anja Stahmann (Grüne) für den Auf-
bau der Landesstelle beschlossen. Damit steht
nun der Zeitplan für die nächsten Monate.

Anfang Juli hatte die Bürgerschaft mit den
Stimmen von SPD, Grünen, Linken und FDP
den Auftrag für die Einrichtung einer Landes-
antidiskriminierungsstelle erteilt. Bis Ende
des Jahres sei ein entsprechendes Konzept so-
wie ein Zeit-Maßnahmen-Katalog vorzulegen.
2021 soll sie mit einem Jahresbudget in Höhe
von 400000 Euro starten. Die Befürworter
hatten in der Debatte betont, die neue Lan-
desstelle sei nicht als Konkurrenz zum seit
2012 bestehenden Netzwerk von Initiativen
und Vereinen rund um das Thema Antidiskri-
minierung zu verstehen. Auch viele Vertreter
des Netzwerks hatten den Aufbau als Ergän-
zung unterstützt.

„Mit der LADS schaffen wir eine Stelle, um
die verschiedenen Aktivitäten im Land zu
bündeln. Es fehlt in Bremen nicht grundsätz-
lich an Unterstützung bei Diskriminierung,
aber betroffene brauchen eine zentrale erste
Ansprechstation und eine starke, von allen
wesentlichen gesellschaftlichen Kreisen ak-
zeptierte Anlaufstelle zu ihrer Unterstüt-
zung“, erklärte Stahmann am Donnerstag.

Die Sozialbehörde verweist auf eine Um-
frage der Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des aus dem Jahr 2017: Danach hat jeder dritte
Befragte Diskriminierungserfahrungen ge-
macht. Die Betroffenen würden aufgrund eth-
nischer, religiöser, geschlechtlicher oder an-
derer Zuschreibungen diskriminiert und aus-
gegrenzt. Dies zeige sich in Form strukturel-
ler Zugangsbarrieren zu gesellschaftlich wich-
tigen Statuspositionen, etwa im Bildungsbe-
reich oder der Arbeitswelt, heißt es in einer
Mitteilung.

Gegen
Diskriminierung

SAD


